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EINLEITUNG 

/.Die Notwendigkeit einer erneuten Behandlung des§ 265 

Die zivil prozessuale Forschung der letzten Zeit weist deutliche Schwer­
punktbildungen auf. Im Mittelpunkt steht dabei nach wie vor die 
Frage nach dem Streitgegenstand, die auch heute noch nicht als restlos 
geklärt gelten kann, wenn es darum auch seit HENCKELS Monographie 
über die „Parteilehre und den Streitgegenstand im Zivilprozeß" ruhi­
ger geworden ist. Andere Themen, die die Wissenschaft in jüngster 
Zeit stark beschäftigen sind die Probleme der Prozeßführungsbefugnis 
und der Erledigung der Hauptsache. Die Berechtigung der Auseinan­
dersetzung um die erwähnten Fragen soll nicht bestritten werden. In 
allen Fällen handelt es sich um wichtige Probleme des Zivilprozeß­
rechts, deren Lösung sich an zahlreichen praktischen Einzelpunkten des 
Verfahrens als bedeutsam erweist. Doch hat diese Schwerpunktbildung 
die Aufmerksamkeit von anderen Themenkreisen abgelenkt. Häufig 
begnügt man sich hier damit, die Ergebnisse älterer Arbeiten zu über­
nehmen. Dies gilt in besonderem Maße für die Probleme, die sich an die 
Veräußerung der streitbefangenen Sache durch eine der Parteien knüp­
fen. Bekanntlich läßt uns der Gesetzeswortlaut in dieser Frage im 
Stich. Zwar bestimmt § 265 Abs. 11, daß durch die Rechtshängigkeit 
das Recht der Parteien zur Veräußerung der streitbefangenen Sache 
bzw. zur Abtretung des geltend gemachten Anspruchs nicht berührt 
wird, doch ist die Tragweite dieser Bestimmung im Hinblick auf § 265 
Abs. 2 S. 1, wonach der Wechsel der Rechtszuständigkeit auf den Pro­
zeß keinen Einfluß hat, auslegungsbedürflig2• Darüber hinaus enthält 
§ 265 weder eine eindeutige Aussage dazu, wann eine Sache als streit­
befangen anzusehen ist, noch wann von einer Veräußerung i. S. der ge-

1 Paragraphen ohne Gesetzesangabe sind solche der ZPO. 
2 Daß der Gesetzeswortlaut insoweit mehrdeutig ist, wird heute allgemein aner­

kannt (s. etwa jACOBI, ZZP 43, 441; STEIN-jONAs-ScHÖNKE-POHLE, § 265 Bern. IV 1; 
P1cARD1, S. 98 Note 20). 

1 Grunsky, Veräußerung 



2 Einleitung 

nannten Vorschrift gesprochen werden kann. Seit derSchriftMEISTERS3 

aus dem Jahre 1911 ist die Frage nach der Bedeutung des § 265 nur 
noch in einigen Dissertationen behandelt worden4, die sich i. d. R. je­
doch damit begnügten, einer der bereits zuvor vertretenen Auffassun­
gen zuzustimmen, ohne dabei zugunsten der einen oder der anderen 
Ansicht neue Argumente zu entwickeln. Dies ist um so bedauerlicher, 
als die Diskussion von Anfang an unter einer gewissen Verengung des 
Blickfeldes gelitten hat. Im Grunde genommen beschäftigt sich das ge­
samte bisher vorliegende Schrifttum ausführlich nur mit der von den 
Stichworten „Relevanztheorie" und „lrrelevanztheorie" gekennzeich­
neten Problematik, d. h. mit der Frage, ob die durch Veräußerung der 
streitbefangenen Sache herbeigeführte Veränderung der materiellen 
Rechtslage in dem laufenden Verfahren berücksichtigt werden muß 
und bejahendenfalls, ob der Klageantrag der neuen Situation anzupas­
sen ist. Demgegenüber ist die Frage, wann eine Sache eigentlich als im 
Streit befangen anzusehen ist, fast völlig in den Hintergrund gerückt, 
und auch dem Problem, wann wir berechtigt sind, von einer „ Veräuße­
rung" i. S. des § 265 zu sprechen, wird selten die ihm gebührende Auf­
merksamkeit geschenkt. 

Begünstigt wurde diese Entwicklung durch den Sieg der Relevanz­
theorie, die heute zumindest bei einer Veräußerung der streitbefange­
nen Sache durch den Kläger6 allgemein vertreten wird. Für diese Theo­
rie, derzufolge die durch die Veräußerung eingetretene Veränderung 
der materiellen Rechtslage in dem laufenden Verfahren berücksichtigt 
werden soll, so daß es in Zukunft über den Ansprudt des Erwerbers 
und nicht mehr des Veräußerers zu entscheiden gilt°, liegt es nahe, eine 
Sache nur dann als streitbefangen anzusehen, wenn der vom Kläger 
geltend gemachte Anspruch mit der Veräußerung auf den Erwerber 
übergeht, oder anders ausgedrückt, wenn und soweit die Sadtlegitima­
tion durch die lnnehabung der Sache bestimmt wird7, wie dies insbe­
sondere bei dinglichen Ansprüchen der Fall ist. 

a MEISTER, Die Veräußerung in Streit befangener Sachen und Abtretung rechts­
hängiger Ansprüche nach § 265 ZPO. 

• S. die im Schrifhumsverzeichnis aufgeführten Arbeiten von LEo, WE1s1tOPF, 
THURM und ScHULZE-BENTROP. 

6 Die Stellung der h. M. im Falle einer Veräußerung seitens des Beklagten ist hin­
gegen nicht eindeutig; s. dazu u. S. 188 ff. 

• Einzelheiten s. u. S. 99 ff. 
7 MEISTER, S. 19 ff.; s. ferner STE1N-jONAs-ScHÖNKE-POHLE, S 265 Bem. II 1; 

RosENBERG, § 101 III 3; THoMAs-PuTZo, § 265 Bem. 2 b; BETTERMANN, S. 66; RGZ 
135, 291, 292. 
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Weniger folgerichtig war es hingegen, wenn die h. M. trotz ihrer ge­
schilderten Auffassung des Begriffes der streitbefangenen Sache eine 
Veräußerung i. S. des § 265 nicht nur bei einer derivativen Übertra­
gung des Rechts annahm, sondern auch die Fälle eines originären Er­
werbs dazuzählte8• Für die Vertreter der Irrelevanztheorie, derzufolge 
die Veränderung der materiellen Rechtslage in dem anhängigen Rechts­
streit nicht berücksichtigt werden soll9, ist es naheliegend, den originä­
ren Erwerb nicht anders zu behandeln als den derivativen. Ist die Ent­
scheidung nämlich über die Rechtslage vor Verlust des streitbefange­
nen Rechts zu treffen, so spricht einiges dafür, die Fortführung des 
Prozesses nicht von der Art des Rechtsverlustes abhängig machen zu 
wollen. Dieses Ergebnis wird jedoch in Frage gestellt, wenn man mit 
der h. M. davon ausgeht, daß es über das Recht des Erwerbers zu ent­
scheiden gilt. Zwar stehen dem Erwerber, der die Sache beispielsweise 
durch Zuschlag in der Zwangsvollstreckung erworben hat, die aus dem 
Eigentum fließenden dinglichen Ansprüche ebenfalls zu, doch hängen 
sie hier, anders als bei einer abhängigen Eigentumsübertragung nicht 
von der Rechtsstellung des bisher Berechtigten ab: seitdem anerkannt 
ist, daß der Zuschlag die Rechte des Erwerbers originär entstehen läßt10, 

erwirbt dieser die dinglichen Ansprüche auch dann, wenn sie dem Voll­
streckungsschuldner nicht zustanden. Damit hat es vom Standpunkt 
der Relevanztheorie aus wenig Sinn, den bisherigen Rechtsstreit weiter­
zuführen, sofern es sich in diesem in erster Linie darum handelt, zu 
klären, ob dem Kläger das beanspruchte dingliche Recht zusteht; da die 
Beantwortung dieser Frage auf die Rechtsstellung des Erwerbers keinen 
Einfluß hat, war das bisherige Prozeßergebnis, das beispielsweise ge­
wisse Geständnisse des Beklagten enthalten konnte, aus denen sich das 
Bestehen des vom Kläger geltend gemachten Anspruchs ergab, ohne 
Einfluß auf die Frage, ob dem Erwerber ein entsprechendes Recht zu­
stand. Da dies demnach ohnehin ab ovo neu geklärt werden mußte, 
konnte man die Prozeßführungsbefugnis genausogut dem Erwerber 
zusprechen und damit dem allgemeinen Grundsatz, daß nur der Inha­
ber des materiellen Recht zu dessen gerichtlicher Geltendmachung be-

e S. etwa STEIN-jONAs-ScHÖNKE-POHLE, § 265 Bem. III 3; RosENBERG, § 101 II 
3; BAUMBACH-LAUTERBACH, § 265 Bem. 2 E b; BöTncHER, S. 296; WAGEMEYER, 
S. 12 ff.; RGZ 40, 333, 340; 56, 243, 244; 82, 35, 38; 89, 77, 80; 102, 177, 179; 103, 
166, 167; 121, 379, 381; 135, 291, 293. ' S. dazu u. S. 99 f. 

10 ScHÖNKE-BAUER, § 24 III 1 b bb; BRuNs, Zwangsvollstreckungsrecht, 1963, § 32 
V 1; RosENBERG, § 203 II 1; BAUMBACH-LAUTERBACH, § 817 Bem. 3; W1LHELMI­
VoGEL-ZELLER, § 90 „Eigentumserwerb". 
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fugt ist11, auch hier Geltung verschaffen. Aus diesem Grund hat sich 
denn auch HENCKEL unlängst gegen die h. M. gewandt und die Ansicht 
vertreten, der originäre Rechtserwerb sei nur dann als Veräußerung i. 
S. des § 265 zu qualifizieren, wenn die Rechtsstellung des Erwerbers 
gleichwohl von der des bisherigen Rechtsinhabers abhänge12• Diese 
Kritik verliert jedoch einiges ihrer Überzeugungskraft, wenn man etwa 
an den Fall einer Unterlassungsklage aus§ 1004 BGB denkt, gegen die 
sich der Beklagte in erster Linie damit verteidigt, er störe das Eigen­
tum des Klägers gar nicht. Geht das Eigentum hier durch Zuschlag auf 
den Ersteber über, so wäre es sicherlich befriedigender, den bisherigen 
Prozeßverlauf bei der Frage, ob dem Erwerber ein Unterlassungsan­
spruch zusteht, zu berücksichtigen als dem Beklagten eine neue Chance 
zu geben, seine u. U. durch die Beweisaufnahme schon widerlegten Be­
hauptungen erneut vortragen zu können. 

Zu den beiden zuletzt angeschnittenen Problemen hat sich seit lan­
gem eine herrschende Meinung gebildet. Anders steht es bei einem wei­
teren mit der Auslegung des § 265 zusammenhängenden Fragenkreis, 
nämlich der Abgrenzung zwischen dem in den§§ 239 ff. geregelten ge­
setzlichen Parteiwechsel und der Fortführung des Rechtsstreits durch 
die bisherige Partei gemäß § 265 Abs. 2. Warum hat der Veräußerer 
im Falle des § 265 den von ihm begonnenen Prozeß mit Wirkung für 
und gegen den Erwerber zu Ende zu führen, während der Vorerbe bei 
Eintritt des Nacherbefalls aus dem Verfahren ausscheidet und die Par­
teistellung auf den Nacherben übergeht (§ 242)? Auf den ersten Blick 
scheint die Abgrenzung klar: der Nacherbe erwirbt das Recht nicht 
mittels einer „ Veräußerung". Wenn man sich jedoch die Ausdehnung 
vor Augen hält, die dem in § 265 Abs. 1 gebrauchten Begriff „ Veräuße­
rung" gegeben werden muß, um den Absichten des Gesetzgebers gerecht 
zu werden13, so zeigt sich, daß der Grenzverlauf zwischen dem gesetz­
lichen Parteiwechsel und§ 265 kaum noch zu bestimmen ist. Nicht um­
sonst ist denn auch gerade an dieser Stelle in letzter Zeit die Frage nach 
der Bedeutung des § 265 besonders intensiv gestellt worden14• Schließ-

11 S. dazu GaUNSKY, ZZP 76, 52 ff. 
11 HENcKEL, S. 160 ff.; zustimmend BLOMEYER, S 47 1 2 (Note 2). 
u S. dazu u. S. 31 ff. 
14 Es reicht in diesem Zusammenhang einstweilen aus, an die Arbeiten von DB 

Booa (Zur Lehre vom Parteiwechsel und vom Parteibegriff, 1941); BörncHER (in 
Festschrift für Laun, 1948, S. 295 ff.); WAGEMEYER (Der gesetzliche Parteiwechsel und 
die Proi.eßstandschaft des S 265 ZPO, 1954) und HENCKEL (Parteilehre und Streit­
gegenstand im Zivilprozeß, 1961, S. 145 ff.) zu erinnern. 
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lieh muß noch geprüft werden, ob der heute fast unangefochten herr­
schenden Relevanztheorie eigentlich gefolgt werden kann. Daß dies 
keineswegs selbstverständlich ist, wird dann klar, wenn man bedenkt, 
daß die h. M. sich in Auseinandersetzung mit der sog. Irrelevanztheorie 
gebildet hat, derzufolge die Veräußerung auf den Prozeß keinerlei 
Einfluß haben, die Rechtslage also so anzusehen sein sollte, als sei 
Rechtsinhaber der streitbefangenen Sache nach wie vor der Veräuße­
rer15. Leistete der Beklagte nach der Veräußerung an den Erwerber, 
dem der materiellrechtliche Anspruch jetzt zustand, so sollte dies nichts 
daran ändern, daß der Klage - mit der ja kein Recht des Erwerbers, 
sondern des Veräußerers geltend gemacht wurde - zunächst stattzu­
geben sei, und daß der Beklagte die Zwangsvollstreckung lediglich 
durch Erhebung einer Vollstreckungsgegenklage (§ 767) abwenden 
könne16• Die dagegen von den Vertretern der Relevanztheorie vorge­
brachte Kritik, die im wesentlichen in dem Einwand gipfelt, für die 
Sachentscheidung müsse die materiellrec:htlic:he Lage maßgeblich sein, 
wie sie sich zur Zeit der letzten mündlichen Tatsachenverhandlung 
darstelle17, mag berechtigt sein18, sagt aber ihrerseits nichts darüber 
aus, ob daraus die Richtigkeit der Relevanztheorie folgt. Es ist vielmehr 
durchaus denkbar, daß diese ihrerseits zu Ergebnissen führt, die ent­
weder wesentlichen Grundsätzen unseres Prozeßrechts widersprechen 
oder doch zumindest den von§ 265 verfolgten Zweck vereiteln. Sollte 
dies der Fall sein, so müßten wir - wollen wir die Unzuträglichkeiten 
der Irrelevanztheorie nicht als das geringere übel in Kauf nehmen -
einen dritten Lösungsweg suchen. 

Unter den genannten Fragestellungen rechtfertigt sich somit eine er­
neute Untersuchung der sich an eine Veräußerung der streitbefangenen 
Sache knüpfenden Probleme. 

Der Reiz der Arbeit liegt dabei nicht so sehr darin, daß zu den ge­
nannten Fragestellungen teilweise neue Lösungen entwickelt werden, 
als vielmehr darin, daß versucht werden soll, wichtige Erkenntnisse 
der neueren Prozeßrechtsdogmatik zu verwerten. Dabei wird sich zei­
gen, daß die Auslegung des § 265 ZPO in ganz besonderem Maße da-

15 So insbesondere GAUPP-STE1N, ZPO, 11. Aufl. 1913, § 265 Bem. IV; STE1N­
)UNC1tER, § 47 IV 1; s. ferner BEHREND, Gruch 31, 458 ff.; LIPPMANN, JherJ 45, 
459 ff.; WE1oucH, Gruch 45, 299 ff.; Voss, LZ 1908, 843; KLEINPELLER, S. 442. 

18 Wach Gruch 30, 794; GAUPPSTE1N aaO § 767 Bem. II b. 
17 HELLWIG, Rechtskraft, S. 153 f.; BLOMEYER, § 47 III 1; ScHULZE-BENTROP, 

S. 47; MEISTER, S. 74; KoHLER, S. 314. 
1s S. dazu u. S. 112 ff. 
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von abhängt, welche dogmatischen Ausgangspunkte man wählt. Dies 
bedeutet, daß es sich häufig nicht vermeiden läßt, ausführlich auf dog­
matische Grundfragen des geltenden Prozeßrec:hts einzugehen, und 
daß die Lösung der untersuchten Fragen erst von dem dabei erarbeite­
ten Ergebnis aus gewonnen werden kann. So werden wir uns insbe­
sondere eingehend mit Problemen der Prozeßführungsbefugnis sowie 
mit den zeitlichen und subjektiven Grenzen der Rechtskraft befassen 
müssen. Ferner wird für uns der derzeitige Stand der Parteilehre von 
erheblicher Bedeutung sein. Weiter wird sich die Lösung der wichtigsten 
Fragen aus dem Recht der einseitigen Erledigungserklärung als erfor­
derlich erweisen, und schließlich soll an Hand einer Veräußerung der 
streitbefangenen Sache durch den Beklagten gezeigt werden, daß es 
nicht ausreicht, das Bestehen eines Justizgewährungsanspruchs anzuer­
kennen, sondern daß diesem Anspruch auch ein ganz bestimmter Inhalt 
zuerkannt werden muß. Bei der Untersuchung all der eben erwähnten 
Problemkreise wird sich verschiedentlich zeigen, daß § 265 keineswegs 
nur der nehmende Teil ist, sondern daß umgekehrt die Lösung einiger 
dogmatischer Grundfragen von § 265 her entscheidend gefördert wer­
den kann. Dies gilt insbesondere für das Problem, ob § 325 ZPO der 
materielle oder der formelle Parteibegriff zugrunde liegt. 

Es muß an dieser Stelle noch betont werden, daß nicht beabsichtigt 
ist, eine lückenlose Darstellung aller mit § 265 zusammenhängenden 
Fragen zu geben. Soweit zu einzelnen Streitpunkten nicht Neues ge­
sagt werden kann, wird auf eine Behandlung des Themas verzichtet. 
Dies gilt insbesondere für das nach wie vor stark umstrittene Problem, 
ob sich der die Sache yeräußernde Kläger, soweit er von jetzt an den 
Anspruch des Erwerbers als Prozeßstandsc:hafter geltend macht19, mit 
Wirkung für und gegen diesen über den Streitgegenstand vergleichen 
kann, ferner ob der Erwerber an einen Klageverzicht des Veräußerers 
gebunden ist usw.20• Die Lösung dieser Fragen hängt großenteils davon 
ab, ob man den Interessen der nicht veräußernden Partei, die unter den 
genannten Aspekten i. d. R. Wert darauf legen wird, den Prozeß mit 
dem bisherigen Gegner so weiterführen zu können, als sei nichts ge­
schehen, den Vorzug vor denen des Erwerbers gibt, der die Befugnisse 
des Veräußerers naturgemäß möglichst eng umgrenzt sehen möchte21• 

Hier lassen sich für beide Seiten beachtliche Argumente ins Feld führen, 

19 Zu der Frage, inwieweit dies der Fall ist s. u. S. 99 ff. 
20 S. dazu in letzter Zeit insbesondere die ausführliche Darstellung bei DE MAB.1m, 

s. 83 ff. 
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ohne daß die Beantwortung in entscheidendem Maße davon abhängen 
würde, wie man sich zu dem uns in erster Linie interessierenden Pro­
blem stellt. 

II. Methode und Aufbau der Arbeit 

Bei einer Arbeit, die wie die vorliegende an entscheidenden Punkten 
vom Gesetzeswortlaut im Stich gelassen wird, ist es erforderlich, einige 
Bemerkungen über die zur Gewinnung der Ergebnisse verfolgte Me­
thode vorauszuschicken. Häufig wird - etwa in dem Streit zwischen 
der Relevanz- und der Irrelevanztheorie - versucht, die Lösung 
insoweit aus § 265 Abs. 1 herzuleiten, als man argumentiert, wenn 
diese Vorschrift das Recht der Parteien ausdrücklich anerkennt, die im 
Streit befangene Sache zu veräußern, so folge daraus, daß die materiell­
rechtlichen Verfügungen in vollem Umfange wirksam sein müßten, d. h. 
daß sich § 265 Abs. 2 S. 1, wonach die Veräußerung auf den Prozeß 
keinen Einfluß hat, nur auf das Prozeßrechtsverhältnis als solches be­
ziehen könne, daß dagegen die materielle Rechtslage dadurch nicht be­
einflußt werde22. Zur Stützung dieser Ansicht läßt sich auf die histori­
sche Entwicklung hinweisen, die bekanntlich von dem absoluten Ver­
äußerungsverbot des spätrömischen Rechts über die im gemeinen Recht 
teilweise vertretene Ansicht einer nur der Gegenpartei gegenüber vor­
handenen Unwirksamkeit der Veräußerung zu der heutigen gesetzli­
chen Regelung führte, derzufolge die Rechtshängigkeit die Veräuße­
rungsbefugnis der Parteien über die in Streit befangene Sache nicht aus­
schließt23. Es liegt in der Tat nahe, daraus folgern zu wollen, daß mit 
Erlaß des§ 236 Abs. 1 a. F. (der mit dem heutigen§ 265 Abs. 1 wört­
lich übereinstimmt) die Lösung des durch die Veräußerung herbeige­
führten Interessenkonflikts endgültig vom Gebiet des materiellen Rechts 
auf den Boden des Prozeßrechts verlagert wurde. Wenn dieser Schluß 
gleichwohl nicht ohne weiteres überzeugt, so einmal deshalb nicht, weil 
§ 265 Abs. 2 S. 1 davon spricht, daß die Rechtsnachfolge „auf den 

t1 DE MAJUNI, aaO schränkt die prozessualen Befugnisse des Veräußerers zugunsten 
des Erwerbers sehr stark ein; demgegenüber venritt BLOMEYER (§ 47 III 3) die An­
sicht, daß sich der Veräußerer sogar zu Lasten des Erwerbers vergleichen kann. 
Letzterer wäre ja auch an einen Vergleich gebunden, der vor der Veräußerung ge­
schlossen worden ist. 

H KoHLER, ZZP 12, 115; ScHULZE-BENTJloP, S. 30; HELLWIG, System,§ 129 III 1. 
13 Zur geschichtlichen Entwidtlung s. zuletzt DE MARINI, S. 7 ff. 
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Prozeß keinen Einfluß hat", ohne in eindeutiger Weise zu klären, was 
damit gemeint sein soll. Gerade das auf Grund des Gesetzeswortlauts 
unklare Verhältnis der freien Veräußerlidtkeit der streitbefangenen 
Sache zur Einflußlosigkeit der Rechtsnachfolge auf den Prozeß hat ja 
zu den bekannten Auslegungsschwierigkeiten geführt. Darüber hinaus 
gilt es zunächst, den Nachweis zu führen, daß eine mit dem geltenden 
Recht vereinbare Lösung auf rein prozessualer Ebene möglich ist, ohne 
daß dadurch die Interessen eines der Beteiligten in unzumutbarer Weise 
vernachlässigt werden. 

Wir können die Beantwortung der angesdmittenen Fragen vielmehr 
nur in der Weise vornehmen, daß wir zunächst die von § 265 verfolg­
ten Zwecke herausarbeiten und anschließend an ihnen messen, welche 
Ergebnisse - selbstverständlich im Rahmen der durch den Gesetzes­
wortlaut gezogenen Grenzen - dem Schutz der vom Gesetzgeber in 
den Vordergrund gestellten Interessen in größtmöglichem Umfang ge­
recht werden. Möglicherweise kann bei diesem Vorgehen am Ende der 
Arbeit der Schluß gezogen werden, daß § 265 tatsächlich Wirkung aus­
schließlich auf dem Gebiet des Prozeßrechts entfaltet, hingegen die 
materielle Rechtslage unbeeinflußt läßt. Es geht aber nicht an, von die­
ser Prämisse auszugehen und aus ihr Folgerungen bei der Auslegung des 
Gesetzes zu ziehen. Auf diesem Weg würde man die Untersuchung von 
vornherein in eine bestimmte Richtung lenken, ohne sicher sein zu kön­
nen, daß dabei nicht wesentliche Ausschnitte der Problematik aus dem 
Auge verloren werden. 

Nach Gewinnung der dem§ 265 zugrunde liegenden ratio legis soll 
die Arbeit dergestalt fortgeführt werden, daß zunächst der Anwen­
dungsbereich der Vorschrift geklärt wird. Hierunter fällt einmal das 
Problem, ob auch der originäre Erwerb von § 265 erfaßt wird, wie dies 
die h. M. annimmt. Weiter muß in diesem Zusammenhang auf die Ab­
grenzung des gesetzlichen Parteiwechsels von § 265 eingegangen wer­
den. Nachdem auf diese Art der Tatbestand des§ 265 abgesteckt wor­
den ist, müssen im letzten Teil der Arbeit die an den Tatbestand ge­
knüpften Rechtsfolgen herausgearbeitet werden. Hierbei geht es um die 
Frage, ob § 265 Abs. 2 S. 1 im Sinne der Irrelevanztheorie so zu ver­
stehen ist, daß der Rechtsstreit zu entscheiden ist, als sei die Veräuße­
rung nicht erfolgt, oder ob mit der Relevanztheorie die Veränderung 
der materiellen Rechtslage in dem laufenden Verfahren zu berücksich­
tigen ist, oder ob gar eine eigene, bisher noch nicht vertretene Lösung 
entwickelt werden muß. 
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Bei der Lösung der erwähnten Probleme muß man sich weiter vor 
Augen halten, daß § 265 nicht aus sich selbst heraus verstanden wer­
den kann, sondern daß die Vorschrif\: in engstem Zusammenhang mit 
§ 325 steht. Die Fortführung des Prozesses durch die veräußernde Par­
tei kann dem Gegner nur deshalb zugemutet werden, weil das dem­
nächst ergehende Urteil den Erwerber nach§ 325 Abs. 1 bindet. Ist da­
gegen eine Rechtskrafterstreckung abzulehnen, so geht es nicht an, den 
Prozeß unter den bisherigen Parteien zu Ende zu führen; dem Gegner 
des Veräußerers ist mit einem Urteil, das den Erwerber nicht bindet, 
nicht gedient. So kann beispielsweise der von § 265 verwendete Begriff 
der „ Veräußerung" der streitbefangenen Sache nicht mehr Sachverhalte 
umfassen als§ 325 dadurch ergreif\:, daß es das Urteil dem „Rechtsnach­
folger" gegenüber wirken läßt. Die Begriffe „ Veräußerung" und 
„Rechtsnachfolge" müssen also insoweit miteinander übereinstimmen. 
Soweit andererseits die Entscheidung dem Rechtsnachfolger gegenüber 
in Rechtskraft erwächst, kann es der Gegenpartei zugemutet werden, 
den anhängigen Prozeß gegen den Veräußerer zu Ende zu führen. 

Diese Abhängigkeit der beiden Vorschriften voneinander bedeutet, 
daß die Auslegung des § 265 nur so geschehen kann, daß man mit 
einem Auge § 325 im Blickfeld behält. Wir werden uns immer wieder 
fragen müssen, ob das für § 265 gefundene Ergebnis auch im Rahmen 
des § 325 Bestand haben kann. Erst wenn diese Probe bestanden ist, 
dürfen wir das gewonnene Resultat als gesichert ansehen. 

Es ist an dieser Stelle weder möglich noch erforderlich, darzustellen, 
wie sich die Verbindung von § 265 mit § 325 im einzelnen äußert. Einst­
weilen genügt es, den Blick für den Zusammenhang geschärft zu haben. 

II/. Die Veräußerung der streitbefangenen Sache im italienischen Recht 

Anders als in Deutschland und in Österreich ist die Wirkung einer 
Veräußerung der im Streit befangenen Sache in Italien erst seit kurzem 
Gegenstand intensiver Forschung geworden24• Der wesentliche Grund 
hierfür dürfte in der Tatsache liegen, daß der Codice di procedura 

14 In Österreich ist das Problem der Veräußerung der streitbefangenen Sache seit 
langem heftig diskutiert. Nach§ 234 S. t OZPO .hat die Veräußerung einer in Streit 
verfangenen Sache oder Forderung auf den Prozeß keinen Einfluß•. Da der Wortlaut 
des § 234 OZPO im wesentlichen die gleichen Fragen offenläßt, die auch im deut­
schen Recht umstritten sind, müssen im Verlauf dieser Arbeit auch die österreichischen 
Stellungnahmen verwertet werden. 
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civile von 1865 keine gesetzliche Regelung des Problemkreises ent­
hielt. Dies wurde erst 1942 mit Erlaß des neuen Codice di procedura 
civile anders, der in Art. 111 eine Vorschrifl: enthält, die unserem§ 265 
nachgebildet ist, und die insbesondere vom reinen Wortlaut des Ge­
setzes her großenteils die gleichen Fragen offenläßt, die im Mittel­
punkt unserer Untersuchung stehen. Aus diesem Grund müssen wir 
unser Augenmerk auch auf die italienische Doktrin richten. Art. 111 
c. p. c. hat folgenden Wortlaut: 

Se nel corso de! processo si trasferisce il diritto contrOverso per atto tra vivi a 
titolo particolare, il processo prosegue tra le parti originarie. Se il trasferimento a 
titolo particolare avviene a causa di morte, il processo e proseguito da! successorc 
universale o in suo confronto25, 

In ogni caso il successore a titolo particolare puo intervenire o essere chiamato nel 
processo e, se le altre parti vi consentono, l'alienante o il successore universale puo 
esserne estromesso. 

La sentenza pronunciata contro questi ultimi spiega sempre i suoi effetti anche contro 
il successore a titolo particolare ed e impugnabile anche da lui, salve le norme sull' 
acquisto in buona fede dei mobili (1153 c. c.) e sulla trascrizione (2643 c. c.)26• 

Die Diskussion um die Bedeutung dieser Vorschrift wurde 1953 
durch die umfangreiche Monographie DE MARINIS „La successione nel 
diritto controverso" ausgelöst. Während sich dieser Autor jedoch noch 
ausführlich mit uns interessierenden Problemen beschäftigt, konzen-

25 S. 2 dieses Absatzes erklärt sich daraus, daß das Vermächtnis im italienischen 
Recht dingliche Wirkung hat, sofern es sich auf ein bestimmtes Recht bezieht, das 
dem Erblasser zusteht. Damit ist es möglich, daß eine Singularsukzession in die 
streitbefangcne Sache auch durch einen Todesfall bewirkt werden kann. Für das 
deutsche Recht ist diese Regelung naturgemäß ohne Interesse. Da sie im italienischen 
Recht zudem zu keinen besonderen, über die in Art. 111 c. p. c. enthaltene Proble­
matik hinausführenden Fragen geführt hat (s. DE MARIN!, S. 37 f.), kann sie im fol­
genden unberücksichtigt bleiben. 

26 Übersetzung: Wenn das streitbefangene Recht im Verlauf des Prozesses mittels 
Rechtsgeschäft unter Lebenden im Wege der Einzelnachfolge übergeht, wird der 
Prozeß unter den ursprünglichen Parteien fortgesetzt. Wenn die Einzelrechtsnachfolge 
von Todes wegen eintritt, wird der Prozeß vom Gesamtrechtsnachfolger oder gegen 
ihn fortgeführt. 
In jedem Fall kann der Einzelrechtsnachfolger intervenieren oder in den Prozeß ge­
rufen werden; sofern sich die anderen Parteien darüber einig sind, kann der Ver­
äußerer oder der Gesamtrechtsnachfolger aus dem Prozeß ausscheiden. 
Das gegen die zuletzt Erwähnten erlassene Urteil wirkt immer auch gegen den Ein­
zelrechtsnachfolger und kann auch von ihm angefochten werden; die Vorschriften 
über den gutgläubigen Erwerb beweglicher Sachen (1153 c. c.) und über die Umschrei­
bung (2643 c. c.) bleiben unberührt. 
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